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 Antrag zur Programmdebatte im Bereich Europapolitik
1. Entwurf, Stand: 4. Juli 2006
Vorbemerkung:

Der nachfolgende Antrag ist ein Grundsatzpapier des UB-Arbeitskreises „Europa“. Zwei Anlagen stellen Hintergrundinformation zum Grundsatzpapier dar. 
Dabei haben wir zum großen Teil bewusst auf Formulierungen, d.h. auf die Darstellung (endgültiger) Positionen verzichtet. Es geht uns vielmehr darum, die hinter den Positionen stehenden Fakten in den Vordergrund zu stellen. Denn anhand dieser Fakten lässt sich aus unserer Sicht die für die Programmdiskussion notwendige Orientierung in europapolitischen Themen besser nachvollziehen.
Wir liefern also für die Erarbeitung des Grundsatzprogrammes nach unserer Überzeugung wichtige Denkanstöße, die sich dann ohne weiteres rechtzeitig in Programmsätze überführen lassen. Wenn aus der Partei weitere Anregungen zu unserem Thema kommen, können wir diese gerne noch mit aufnehmen. Wir setzen unseren Diskussionsprozess am 12. August um 14.00 im Bürgerbüro Sülz fort und freuen uns auf eine rege Teilnahme.

Antrag:

Die Ausgangslage zu Beginn des 21. Jahrhunderts erfordert eine grundlegend neue Weichenstellung bezüglich der traditionellen national gesetzten politischen Prioritäten:

Europa braucht eine umfassende Europäisierung der Politik der National- bzw. Mitgliedsstaaten der EU.

Folgende drei Gründe sind zu nennen:
A. Gründe für eine umfassende Europäisierung 
I.

Europa hat nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes am Ende des 20. Jahrhundert die Chance bekommen, Frieden, Freiheit und soziale Gerechtigkeit für alle Menschen in Europa zu verwirklichen. 

Die Erhaltung und der Ausbau des europäischen Modells kann angesichts der großen globalen Herausforderung nur durch eine gemeinsame Kraftanstrengung der europäischen Länder zusammen geschultert werden.

Die demografischen Veränderungen und die Entstehung neuer politischer und wirtschaftlicher Schwergewichte in der Welt, wie z.B. China und Indien, erfordern gemeinsame europäische Strategien, um das europäische Modell aus eigener Kraft gestalten zu können. 

II.

Die Fähigkeiten politischer Gestaltung, die national verloren gehen, können nur europäisch wieder gewonnen werden. 

Massenvernichtungswaffen, grenzenlose Umweltverschmutzung, weltweite ökonomische Verflechtungen, dramatische politische und soziale Entwicklungsprobleme in Osteuropa, im Mittelmeerraum und in den Entwicklungsländern erfordern gemeinsame europäische Antworten. 

Die Fähigkeit der Politik, diese Probleme demokratisch und effektiv zu lösen und das Primat der Politik gegenüber dem Diktat globaler Ökonomie zurück zu gewinnen, hängt von der Fähigkeit ab, statt nationaler Interessen gemeinsame europäische Interessen zu formulieren und dort auch politisch zu gestalten, wo einzelstaatliche Maßnahmen nicht mehr greifen. 

III.

Nicht nur de facto, sondern auch de jure werden heute verbindliche Rahmenbedingungen für die deutsche Politik immer stärker europäisch geschaffen, so dass die europäischen Regelungskompetenzen und Mechanismen viel stärker in unserem politischen Handeln verankert sein müssen. 

Der Binnenmarkt mit seinen Spielregeln genauso wie im wachsenden Maße die Außensicherheitsverteidigungspolitik und Fragen des europäischen Raums der Freiheit, des Rechtes und der Sicherheit werden von der europäischen Ebene aus gestaltet. 

Es bestehen somit keine Alternativen zu einer umfassenden Europäisierung der Politik: 

1. 

Wirksame nationale Politik ist heute in erster Linie kluge europäische Politik. 

2. 

Die Fähigkeit der Parteien und der politischen Entscheiderungsgremien, sich klug und effizient europäisch zu organisieren und europäisch zu handeln, entscheidet darüber, ob Europas Zukunft demokratisch bestimmt ist. 

3.

Jede Politik mit dem Ziel einer politischen Union muss bei der EU beginnen, da nur sie über die Elemente politischer und ökonomischer Integration verfügt, die im Hinblick auf die Neuordnung Gesamteuropas weiter entwickelt werden müssen. 

B. Zustandsbeschreibung aus sozialdemokratischer Sicht

I. Europäische Sozialdemokratie

Die europäische Sozialdemokratie verfügt über kein wirksames europäisches Entscheidungssystem. Es besteht keine schlagkräftige europäische Organisation der Sozialdemokraten: 

1.

Die Finanzierung durch die Mitgliedsparteien ist unzureichend. 

2.

Die demokratische Legitimation der europäischen Ebene ist nicht ausreichend.

3.

Die Entscheidungsmechanismen (Einstimmigkeitsprinzip) entsprechen nicht den demokratischen Standards.

4.

Die Aufgaben europäischer politischer Koordinierung und Entscheidung werden überwiegend von der sozialdemokratischen Fraktion des europäischen Parlaments wahrgenommen. Sie ist das einzige, ständige Organisationsorgan der europäischen Sozialdemokratie. 

Die Sozialdemokratie hat keine handlungsfähige europäische Organisation. Auch die nationalen sozialdemokratischen Parteien können dies nicht ausgleichen. Ihre Entscheidungssysteme, ihr Einsatz von Personal, Geld und Organisationskraft sind fast ausschließlich national orientiert. 

II. Ausgangssituation der SPD
1. 

Die praktischen Prioritäten der Parteiarbeit werden auf allen Ebenen der Partei in erster Linie national und damit der politischen Realität nicht angemessen gesetzt. 

2.

Europa findet in den meisten Kampagnen der Partei kaum oder gar nicht statt. 

3.

Bundestagswahlkämpfe werden mit größten Ressourcen geführt. Europawahlkämpfe fallen dagegen fast herunter.  

4.

Die Überschüsse aus der öffentlichen Finanzierung der Europawahl werden nicht in eine wirksame europäische Arbeit der Partei investiert, sondern verschwinden im allgemeinen Parteihaushalt. 

5.

Die personelle Ausstattung der internationalen Abteilung des Parteivorstandes ist nicht ausreichend. 

6.

Einschneidende Entwicklungen in der EU werden häufig nicht genügend mit einbezogen in die Parteiarbeit. Häufig fehlt es an einer abgestimmten, öffentlich wahrnehmbaren Haltung zwischen Europaabgeordneten, SPD-regierten Ländern, Parteivorstand und der Bundestagsfraktion hinsichtlich der EU-Gesetzgebung. 

Daraus lässt sich der Schluss ziehen, dass bis heute Europa kein strategisches Projekt der Sozialdemokratie ist mit der Folge, dass sich in weiten Bereichen Europa an der Sozialdemokratie vorbei entwickelt. Es werden heute Fakten geschaffen, die morgen sozialdemokratische Regierungen binden. Je weniger die SPD-Politik heute „Europa“ prägt, desto mehr schränkt „Europa“ morgen die SPD-Politik ein. 

Aus dieser Zustandsbeschreibung ergeben sich auch folgende Forderungen:

1. 

Die Sozialdemokratie muss Europa zu ihrem Projekt machen und dann mittelfristig europäische Visionen mit konkreten Schritten entwickeln. 

Die Ideen des demokratischen Sozialismus sind für Europa nach wie vor von größter Bedeutung. 

Reformen der sozialen Demokratie, der ökologischen Erneuerung, der politischen und militärischen Abrüstung und Entspannung sind Themen, die einer stärkeren sozialdemokratischen Handschrift bedürfen. 

2.

Die Vereinigten Staaten von Europa müssen das strategische Ziel der Sozialdemokratie werden.

Europa und die Europäer können sich nur so politisch, ökonomisch und sicherheitspolitisch behaupten. Ohne ein integriertes Europa wird es keine gleichberechtigte Teilhabe an den zukünftigen internationalen Entscheidungsprozessen geben. 

Die SPD setzt sich ein für die Umsetzung der Verfassung in Europa als Baustein für ein auf Freiheit, Gleichheit und Solidarität beruhendes Politikverständnis. Dazu gehört auch der Abbau von Geschlechterstereotypen und eine geschlechtergerechte Verteilung der Mittel nach dem Prinzip der Genderbudgetierung.

3.

Die SPD ergreift die Initiative zur Gründung einer echten europäischen sozialdemokratischen Mitgliederpartei (ESP), die aus dem Bund der sozialdemokratischen und sozialistischen Parteien in der EU besteht. 

Diese Partei muss die Ideen des demokratischen Sozialismus europäisch formulieren und sich für dessen Verwirklichung aktiv einsetzen. 

4.

Die SPD konzentriert deutlich stärker Geld, Personal und Organisationskraft auf europäische Aufgaben: 

a) 

Organisation der Zusammenarbeit mit der Bundestagsfraktion und den Bundesländern

b)

Stärkung der projektorientierten Zusammenarbeit

c)

Stärkung der Netzwerkzusammenarbeit 

d)

Kontaktpflege zum DGB, den Einzelgewerkschaften, dem Wirtschafts- und Sozialausschuss der EU und dem Ausschuss der Regionen

e)

Erarbeitung und Herausgabe von Materialien, die den Zusammenhang zwischen Europa und nationaler Politik aus der Sicht der SPE und der SPD darstellen

f)

Aktivitäten zur Gründung einer echten europäischen sozialdemokratischen Mitgliederpartei

g)

Arbeiten zur Gründung und Pflege eines Netzwerkes von Gruppen und Initiativen des demokratischen Sozialismus (Veranstaltungen, Seminare, Studien, Materialien etc.)

h)

Einrichtung und Betreuung eines wirksamen Koordinierungsmechanismus zwischen den SPD-regierten Bundesländern, dem Parteivorstand, der Bundestagsfraktion und dem europäischen Parlament zu wichtigen EU-Entscheidungen. 

i)

Einrichtung und Durchführung von Sprecherkonferenzen der sozialdemokratischen Fachsprecher/innen aus Europaparlament und aus den nationalen Parlamenten zur Abstimmung gemeinsamer politischer Prioritäten zu Fachthemen

j)

Einrichtung eines Fonds in der Partei zur Förderung internationaler Begegnung mit Initiativen von Parteigliederung einschließlich grenzüberschreitender regionaler Kooperation.

k)

Verstärkung der EU-Aktivitäten der internationalen Abteilung des Parteivorstandes einschließlich einer langfristig angelegten Verteilung von Zuständigkeiten für Länder und Ländergruppen.

Die dafür erforderlichen Mittel müssen u.a. aus der Wahlkampfkostenerstattung für die Europawahl genommen werden.
C) Programmatische Arbeit der SPD
I. Mitbestimmung auf europäischer Ebene
Ziel ist auf der europäischen Ebene eine angemessene Repräsentation der Arbeitnehmerschaft auf gleicher Augenhöhe mit den Arbeitgebern durch Stärkung der europäischen Betriebsräte, Stärkung der europäischen Gewerkschaftsbewegung und Stärkung der Partizipation der kommunalen Ebene hinsichtlich unternehmerischer Standortentscheidungen (kommunale Bündnisse) zu erreichen.

Wirtschaftswachstum, Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit sind in Zukunft nur möglich, wenn auch die Gleichstellung der Geschlechter im Beruf sowie eine gleiche wirtschaftliche Unabhängigkeit für Frauen und Männer, gleiches Geld für gleiche Arbeit und die stärkere Ausrichtung der Sozialsysteme auf die Erwerbstätigkeit von Frauen verwirklicht wird

Zu weiteren Einzelheiten der Mitbestimmung vgl. Anlage 1.

II. Europäischer Sozialstaat

Ziel ist die Erhaltung und Stärkung des europäischen Profils einer Solidargemeinschaft. Hierzu gehört die Erhaltung und der Ausbau sozialer Schutzräume, insbesondere die Verbesserung der Sozialstandards in Europa und eine klare europäische Definition des Begriffs der Daseinsvorsorge im sozialdemokratischen Sinne. Es ist ein faires Gleichgewicht zwischen Gemeinwohl und privaten Interessen zu suchen. Zentraler Maßstab sozialdemokratischer Politik ist die soziale Gerechtigkeit. 

III. Raum der Freiheit, des Rechts und der Sicherheit

Programmatisch ist darauf hinzuweisen, dass die europäische Rechtsgemeinschaft zu stärken ist genauso wie die Individualrechte (Schutzrechte der Bürger/innen) gegenüber dem Staat und der Gesellschaft. Die Sicherheitsinteressen sind nur unter besonderer Betonung der einzuhaltenden Grundrechte einzubeziehen. Schließlich ist die Förderung und Stärkung der europäischen Zivilgesellschaft ein wichtiges Anliegen für die SPD. Darüber hinaus ist auch die Zivilgesellschaft in außereuropäischen Ländern unter Respekt der jeweils nationalen Selbstbestimmung aktiv zu fördern im Blick auf die Verwirklichung der Menschenrechte. Hierzu gehört insbesondere die aktive Förderung und Unterstützung der demokratischen Gesellschaftsentwicklung, wozu auch die Gleichstellung von Frauen und Männern gehört. 
IV. EU als Friedens- und Zivilmacht

Es ist hervorzuheben, dass die Sozialdemokratie für eine Förderung und Stärkung der zivilen Komponenten der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik steht und zu einer stärkeren Ausprägung des Multilateralismus beitragen wird. 
V. Institutionelle Reformen

Wie bereits unter B. ausgeführt, ist die europäische Ebene im Hinblick auf eine europäische sozialdemokratische Mitgliederpartei als klares Ziel aufzunehmen. Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass die Parteibasis in die zukünftige Entwicklung der Programmatik und der Kandidatenauswahl einbezogen wird. Wir setzen uns für ein von der Basis mitentwickeltes, einheitliches europäisches Wahlprogramm und einen europäischen Spitzenkandidaten ein. 

Hinweis: Weitere inhaltliche Einzelheiten siehe Anlagen
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